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Stationierung jeder Art von Waffen im Weltraum abzuschlie­
ßen, und 1983 unterbreitete sie der UN-Vollversammlung den 
Vorschlag, das Verbot der Gewaltanwendung und -androhung 
dahingehend zu präzisieren, daß es für alle Aktivitäten im 
Weltraum und vom Weltraum aus gegenüber der Erde gilt. 
Zudem sieht der Vorschlag das vollständige Verbot der Erfor­
schung, Erprobung und Stationierung aller Waffenarten vor, 
die vom Weltraum aus auf andere Satelliten oder auf die 
Erde gerichtet sind bzw. von der Erde aus Weltraumobjekte 
zerstören können, und formuliert die Pflicht aller Teilneh­
merstaaten, vorhandene Anti-Satellitensysteme zu vernich­
ten.22 23 1985 hat die UdSSR den USA neue, weitreichende An­
gebote zu gegenseitigen Kontrollen unterbreitet — bis hin 
zur Öffnung relevanter Labors22 —, und 1987 hat sie auf der 
Genfer Abrüstungskonferenz vorgeschlagen, Möglichkeiten 
für die Schaffung eines internationalen Kontrollsystems zur 
Verhinderung einer Stationierung aller Arten von Waffen im 
Weltraum zu erörtern. Damit verbunden wäre die Einrich­
tung einer internationalen Inspektionskommission mit Kon- 
trollbefugnissen für alle Weltraumobjekte vor deren Start 
und für die Überwachung der Starts selbst.24

Es spricht für die konstruktive und flexible Friedenspoli­
tik der UdSSR, daß sie auch Teilmaßnahmen zur Verhinde­
rung des Wettrüstens im Weltraum als möglich betrachtet — 
u. a. Übereinkommen über den Schutz von Satelliten oder 
über den Verzicht auf die Entwicklung neuer /Waffensy­
steme.25 26 Diese Bemühungen werden von der DDR'aktiv un­
terstützt; sie legte u. a. 1987 der Genfer Abrüstungskonferenz 
— mit der Mongolischen Volksrepublik als Koautor — ein Do­
kument über die „Grundbestimmungen für einen Vertrag 
zum Verbot von Antisatelliten-Waffen und zur Sicherung der 
Immunität von Weltraumobjekten“ vor.22

Zusammenarbeit der Staaten
zur friedlichen Nutzung des Weltraums

Auch zur Ausgestaltung der internationalen Zusammenarbeit 
aller Staaten bei der Erforschung und friedlichen Nutzung des 
Weltraums unter Berücksichtigung der Interessen und Be­
dürfnisse der Entwicklungsländer hat die UdSSR Vorschläge 
unterbreitet, die die Grundsatzbestimmungen des Weltraum­
vertrages bedeutend weiterentwickeln würden. Das „Etap­
penweise Programm gemeinsamer Aktivitäten zur friedlichen 
Erschließung des Weltraumes“27 28 sieht als Hauptrichtungen 
und Prinzipien dafür u. a. vor, den Zugang aller Staaten zu

den wissenschaftlich-technischen Ergebnissen der Weltraum­
forschung und -nutzung auf der Basis der Nichtdiskriminie­
rung und des gegenseitigen Vorteils zu gewährleisten und 
durch allseitige Hilfe an die Entwicklungsländer auch deren 
unmittelbare Beteiligung an Weltraumaktivitäten und bei der 
Anwendung daraus erzielter Ergebnisse zu ermöglichen. Der 
Vorschlag der UdSSR hebt ausdrücklich hervor, daß diese 
Hilfeleistungen entsprechend den Bedürfnissen der Entwick­
lungsländer zu erfolgen haben und ohne irgendwelche Bedin­
gungen, die ihre Souveränität verletzen.

Bestandteil des sowjetischen Vorschlags ist auch die Bil­
dung einer internationalen Weltraumorganisation für die 
Abstimmung, Koordinierung und Vereinigung der Aktivitä­
ten der Staaten beim friedlichen Wirken im Weltraum. Auch 
diese Organisation soll es als eine ihrer Aufgaben betrachten, 
den Entwicklungsländern die notwendige Unterstützung auf 
diesem Gebiet zu geben.22

Zwei Aspekte verdienen schließlich noch Erwähnung: Er­
stens verwirklicht die UdSSR mit ihrem Programm zur Ko- - 
operation im Weltraum schon jetzt einseitig die besondere 
Förderung der Entwicklungsländer durch das Angebot, in­
teressierte Länder aus diesem Kreis zu großzügigen Präfe­
renzbedingungen an ihren Projekten zu beteiligen29, und 
zweitens ist die Verhinderung des Wettrüstens im Weltraum 
und das Verbot seiner Bewaffnung eine elementare Vorbe­
dingung für die Entwicklung einer internationalen Zusam­
menarbeit.

22 Kommentiert bei B. Majorski, „The USSR Initiative in the Struggle 
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ful Uses, The Hague 1984, S. 273 ff.
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Entwicklung der internationalen Zusammenarbeit, der Verhinde­
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Dokumentation
Gerechte Bestrafung
von Verbrechen gegen die Menschlichkeit
In der Zeit vom 15. bis 28. September 1987 fand vor dem
1. Strafsenat des Bezirksgerichts Dresden unter Vorsitz von 
Bezirksgerichtsdirektor Siegfried Stranovsky ein viel beach­
teter Prozeß gegen den ehemaligen SS-Obersturmführer und 
Gestapo-Kommissar Henry Schmidt statt. Nachfolgend ver­
öffentlichen wir Auszüge aus den Plädoyers des Anklagever­
treters, Staatsanwalt beim Generalstaatsanwalt der DDR 
Horst Busse, und des Verteidigers des Angeklagten, Rechts­
anwalt Dr. Lothar Franz, Berlin. D. Red.

I
Aus dem Plädoyer des Anklagevertreters
Die Schuldigen an nazistischen Greueltaten bis ans äußerste 
Ende der Welt zu verfolgen und sie zur Aburteilung an den 
Schauplatz ihrer Verbrechen zurückzuführen proklamierten 
das Vereinigte Königreich von Großbritannien, die Vereinig­
ten Staaten von Amerika und die Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken am 30. Okober 1943 in Moskau als uner­
schütterlichen Willen von 32 Vereinten Nationen der Anti­
hitlerkoalition. Getreu diesem von der UNO wiederholt be­
kräftigten Grundsatz, dem auch das Vermächtnis der deut­
schen antifaschistischen Widerstandskämpfer und Opfer des 
Faschismus entspricht, wurde die Fahndung nach dem ehe­
maligen Gestapo-Kommissar Henry Schmidt — einem der 
Hauptverantwortlichen an der Ausrottung Hunderter von 
Dresdner Juden — niemals aufgegeben.

Nachdem Schmidt, im Ergebnis mühevoller Auswertun­
gen ausländischer und inländischer Archivunterlagen ein­
schließlich der des Komitees der antifaschistischen Wider­
standskämpfer und der Jüdischen Gemeinden der DDR, 
schließlich aufgespürt und zweifelsfrei identifiziert werden

konnte, wurde er unverzüglich verhaftet und nach Dresden 
— den Schauplatz seiner Verbrechen — zurückgeführt. Meh­
rere Jahrzehnte galt der Peiniger der Dresdner Juden als 
verschollen, zumal die Häufigkeit seines Namens die Suche 
nach ihm nicht erleichterte. Am Ende der Beweisaufnahme 
wissen wir, daß er sein Untertauchen ebenso gründlich vor­
bereitet und durchgeführt hatte wie die Verschleppung der 
Bürger jüdischer Herkunft in das Vernichtungslager Ausch­
witz und das Ghetto Theresienstadt.

Wer hätte auf den Gedanken kommen können, in diesem 
Mann, der regelmäßig seine Arbeit verrichtete, in geordne­
ten Familienverhältnissen lebte und einen unauffälligen Le­
benswandel führte, einen Mitschuldigen an faschistischen 
Massenmordverbrechen zu vermuten? Welchen Anlaß hätte 
es gegeben, seine Angaben in Zweifel zu ziehen und seine 
Vergangenheit zu überprüfen? Das Lügengespinst des Ge­
stapo-Kommissars Henry Schmidt, mit dem er glaubte, sich 
der Gerechtigkeit entziehen zu können, schien perfekt und 
unangreifbar. Auch die fast 1 000 jüdischen Bürger, die bei 
seiner Dienstaufnahme in Dresden gelebt hatten, mußten 
ihm keine schlaflosen Nächte bereiten — hatte er sie doch 
fast vollständig in Vernichtungslager abgeschoben. Und er 
wußte, daß Juden dort keine Chance hatten zu überleben.

Schmidt gehörte, wie die Beweisaufnahme ergab, zu den 
Personen des Nazistaates, die wußten, daß sich hinter der 
Tarnbezeichnung „Endlösung“ der Massenmord an den Bür­
gern jüdischer Herkunft verbarg. „Vernichtung der Juden war 
Staatspolitik. Hinter dieser Staatspolitik standen wir, sonst 
hätten wir unsere Aufgaben nicht erfüllen können.“ Das 
sagte er bereits unmittelbar nach seiner Verhaftung in einer 
Vernehmung und wiederholte es auch vor diesem Gericht.

Sein Weltbild waren die verbrecherischen faschistischen 
Irrlehren vom deutschen Herrenvolk, von der Überlegenheit 
der nordischen Rasse über alle anderen Rassen und der sich 
daraus ergebenden „Befugnis“, andere Völker und Rassen zu


